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Festnahme eines des schweren sexuellen Missbrauchs eines Kin-
des und der Verbreitung kinderpornographischer Schriften drin-
gend Tatverdächtigen  
 

 

Die Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main - Zentralstelle zur Bekämpfung 

der Internetkriminalität (ZIT) - und das Bundeskriminalamt (BKA) haben am 

24.01.2019 mit Unterstützung des Polizeipräsidiums Südosthessen einen 49-

jährigen Beschuldigten festgenommen, der des schweren sexuellen Missbrauchs 

von Kindern und der Verbreitung von kinderpornographischen Schriften dringend 

verdächtig ist.    

 

Der 49-jährige deutsche Staatsangehörige aus dem Main-Kinzig-Kreis steht im Ver-

dacht, im Jahr 2018 seine 9-jährige Tochter mehrfach schwer sexuell missbraucht  

und Aufnahmen des sexuellen Missbrauchs über eine US-amerikanische Chatplatt-

form Dritten zugänglich gemacht zu haben. Die Aufnahme der Ermittlungen erfolgte 

aufgrund von zwei Hinweisen auf den sexuellen Missbrauch eines Kindes durch ei-

nen unbekannten, mutmaßlich deutschen Verdächtigen. Nachdem die vorgeschalte-

ten polizeilichen Ermittlungen sowie Auswertungen des Hinweismaterials ergebnis-

los verlaufen waren, jedoch Anhaltspunkte auf einen Tatort in Hessen ergeben hat-

ten, leitete die Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main im November 2018 ei-

ne hessenweite zielgruppenorientierte Öffentlichkeitsfahndung an Schulen ein. Im 

Zuge dieser - vom Bundeskriminalamt - koordinierten sogenannten „Schulfahndung“ 

wurden Lehrkräften an Grundschulen nichtpornografische Lichtbilder der Geschä-

digten vorgelegt. Der Hinweis einer Lehrkraft führte schließlich zur eindeutigen Iden-

tifizierung des Opferkindes und nachfolgend des Beschuldigten. 

 

Im Zuge der Durchsuchung der Wohnung des Beschuldigten konnten zahlreiche 

Beweismittel, insbesondere Computer und Datenträger aufgefunden und sicherge-

stellt werden. Der Beschuldigte wurde am 25.01.2019 der Haftrichterin am Amtsge-

richt Gießen vorgeführt, die gegen ihn die Untersuchungshaft angeordnet hat. 

 

Der aktuelle Ermittlungserfolg verdeutlicht, wie wichtig das Instrument der zielgrup-

penorientierten Öffentlichkeitfahndung in Form der „Schulfahndung“ bei der Identifi-

zierung von Opfern sexuellen Missbrauchs und der Ermittlung von Tatverdächtigen 

ist. 



 

 

 

Aus ermittlungstaktischen Gründen können derzeit keine weiteren Auskünfte erteilt 

werden.  

 

Die Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main und das Bundeskriminalamt be-

danken sich bei allen im Rahmen der Schulfahndung beteiligten Lehrerinnen und 

Lehrern für die geleistete Unterstützung. 

 

 

gez. Georg Ungefuk 
        Oberstaatsanwalt 
 
 
 
 
 
 

Informationen zu der ZIT: 
 
Die Zentralstelle zur Bekämpfung der Internetkriminalität (ZIT) wurde am 
01.01.2010 als Außenstelle der Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main 
mit Sitz in Gießen errichtet. Sie besteht derzeit aus einem Oberstaatsanwalt 
als Leiter und 8 Staatsanwältinnen und Staatsanwälten sowie einem Ober-
staatsanwalt als Pressesprecher.  
 
Die ZIT ist erster Ansprechpartner des Bundeskriminalamtes für Internetstraf-
taten bei noch ungeklärter örtlicher Zuständigkeit in Deutschland oder bei 
Massenverfahren gegen eine Vielzahl von Tatverdächtigen bundesweit. Als 
operative Zentralstelle bearbeitet der ZIT besonders aufwendige und umfang-
reiche Ermittlungsverfahren aus den Deliktsbereichen: 
 

 Kinderpornographie und sexueller Missbrauch von Kindern mit Bezug 
zum Internet, 

 Darknet-Kriminalität (Bekämpfung krimineller Darknet-Plattformen so-
wie des Handels mit Waffen, Drogen und Fälschungsgütern im 
Darknet), 

 Cyberkriminalität im engeren Sinne (Hackerangriffe, Datendiebstahl und 
Computerbetrug). 

 
Sie ist darüber hinaus für Aus- und Fortbildung von Richtern, Staatsanwälten 
und Polizeibeamten zuständig. Die ZIT ist zudem nationaler deutscher An-
sprechpartner in dem Judicial Cybercrime Network, einem europäischen 
Netzwerk der Justizbehörden zur Bekämpfung der Internetkriminalität. 
 
 

 
 
 
 

 


